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Inhalt. Geſetz betreffend Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken (S. 1). — e zur Aus⸗ 
führung des nr betr. Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken. Vom 12. Dezember 1922 (©. 3). 


1 Boltstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend Genehmigung zum Erwerb von Grundſtücken. Vom 30. Dezember 1922. 
8 1. 5 


Die Auflaſſung'eines Grundſtücks oder eines Grundſtücksteils ſowie jede Vereinbarung, welche 
die Verpflichtung zur Übereignung eines Grundſtücks oder eines Grundſtückteils zum Gegenſtande hat, 
bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit der Genehmigung. Iſt die Genehmigung dem der Auflaſſung zugrunde⸗ 
liegenden Rechtsgeſchäft erteilt, ſo bedarf es einer Genehmigung der Auflaſſung nicht mehr, es ſei denn, 
daß die Auflaſſung an eine andere als die in dem Rechtsgeſchäft bezeichnete Perſon erfolgen ſoll. 

Genehmigungspflichtig iſt auch der Erwerb eines Grundſtücks oder eines Grundſtückteils im Wege 
der Zwangsverſteigerung. Ein ohne Genehmigung erteilter Zuſchlag bleibt jedoch wirkſam. 

ö 8 2. 

Die im § 1 bezeichneten Rechtsgeſchäfte bedürfen keiner Genehmigung ſoweit fie zwiſchen 
Ehegatten oder Perſonen, die untereinander in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder in der 
Seitenlinie bis zum zweiten Grade verwandt ſind, ſtattfinden. * 

8 3. 

In dem Verfahren der Zwangsverſteigerung von Grundſtücken iſt die Genehmigung durch das 
Vollſtreckungsgericht unter Bekanntgabe der Veräußerungsbedingungen, des e und des Meiſt⸗ 
bietenden einzuholen 


Die Friſt des § 87 Abſ. 2 er 1 Zwangsverſteigerungsgeſetzes wird auf einen Monat 
verlängert. 


8 4. 


| Iſt der Erteilung des Zuſchlags die Genehmigung verſagt worden, ſo findet auf, das weitere 
| Verfahren der § 77 Zwangsverſteigerungsgeſetzes entſprechend Anwendung. Jedoch findet 8 77 Abſ. 2 
1 Satz 1 Zwangsverſteigerungsgeſetzes inſoweit keine Anwendung, als die Crgebnisloſigkeit eines Ver. 
ſteigerungstermins auf das Verſagen der Zuſchlagsgenehmigung zurückzuführen iſt. Das Verfahren kann 

in ſolchem Falle bis zur Erteilung des Zuſchlags fortgeſetzt werden. a: 

9 Soweit infolge Verſagens der Genehmigung weitere Verſteigerungstermine abgehalten worden 
er) find, werden für den Erlaß der Bekanntmachung und für die Abhaltung der weiteren Vnſteigerungk 3 
termine Gerichtskoſten nicht erhoben. 3 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 10. 1. 1923). 


RE 

8 5. 
Iſt im ne auf Grund eines nicht genehmigten Rechtsgeſchäfts eine Rechtsänderung 
eingetragen, ſo kann der Senat, falls nach ſeinem Ermeſſen die Genehmigung erforderlich war, das 


Grundbuchamt um die Eintragung eines Widerſpruchs erſuchen. § 54 Abſ. 1 der Grundbuchverordnung 
bleibt unberührt. 5 


5 e S 6. 
* Iſt ohne Beobachtung des § 1 Abi. 2 einem Gebot der Zuſchlag erteilt worden, ſo hat der 
Senat dagegen das Recht der Beſchwerde wie ein Beteiligter. 

ee i 87. 

er = Dem Senat iſt in jedem Falle der Beſchluß, durch den ein Zuſchlag erteilt worden ift, zuzuſtellen. 
Die Beſchwerdefriſt beginnt für den Senat erſt mit der Zuſtellung. Desgleichen iſt dem Senat jede Ein- 
* tragung einer Eigentumsveränderung im Grundbuch mitzuteilen, ſofern bei der Eintragung eine Genehmigung 
des Senats nicht vorgelegen hat. 
* 8 8. 
en. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden entſprechende Anwendung auf die Beſtellung oder Über⸗ 


. tragung eines Erbbaurechts und auf die Beſtellung eines Nießbrauchs an einem Grundſtück, ſoweit der 
Be Nießbrauch einer juriſtiſchen Perſon, einer Geſellſchaft bürgerlichen Rechts oder einer offenen Handels— 
geſellchaft geſtellt werden ſoll. 
en u... 8 9. 


En Rechtsgeſchäfte, die zur Umgehung des in dieſem Geſetz aufgeſtellten Erforderniſſes der Genehmigung 
abgeſchloſſen ſind, insbeſondere in Fällen, in denen es zum Erwerb des Eigentums oder eines Erbbaurechtes 
einer Auflaſſung nicht bedarf oder durch a ein genehmigungspflichtiges Rechtsgeſchäft verdeckt werden ſoll, 
ſind nichtig. 


§ 10. 
Die Entſcheidung über die Erteilung oder die Verſagung der Genehmigung hat binnen einer Friſt 
von 3 Wochen ſeit Eingang des Antrages auf Erteilung zu erfolgen, andernfalls gilt die Genehmigung als 
erteilt. Der Zeitpunkt des Eingangs des Antrages iſt dem Antragſteller mitzuteilen. 


8 11. 

Die Entſcheidung, daß die Genehmigung erteilt wird, trifft. der Senat allein. 

Will der Senat die Genehmigung nicht erteilen, ſo entſcheidet über die Erteilung oder Verſagung 
der Genehmigung ein Ausſchuß. Der Ausſchuß beſteht aus 3 Mitgliedern des Senats, welche vom Senat 
ernannt werden, aus einem Richter, welcher vom Richterwahlausſchuß gewählt wird und je einem von 
der betreffenden Kammer zu wählenden Mitglied der Handelskammer, der Handwerkskammer und der 
Landwirtſchaftskammer. Solange eine Landwirtſchaftskammer nicht vorhanden iſt, wird das eine Mitglied 
vom Bezirksausſchuß aus der Zahl ſeiner gewählten Mitglieder gewählt. Für jedes der gewählten Mitglieder 
iſt ein Vertreter zu wählen. Die Wahl der gewählten Mitglieder und ihrer Vertreter erfolgt auf ſechs Jahre. 
Ei. Der Ausſchuß entſcheidet in nicht öffentlicher Sitzung mit einfacher Stimmenmehrheit; er iſt 
. beietuhfähig, wenn mindeſtens 5 Mitglieder anweſend find. Bei Stimmengleichheit gilt die Genehmigung 
Aäaals erteilt 

Der Vorſitzende des Ausſchuſſes wird vom Senat ernannt. 
. 8 12. 

Wer zum Mitgliede des Ausſchuſſes gewählt iſt, muß das Amt. annehmen. Das Amt iſt ein 
Ehrenamt. Die Mitglieder ſind zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. u 
5 Für ihre Teilnahme an den Sitzungen erhalten die außerhalb des Stadtbezirkes Danzig wohnenden 
Mitglieder des Ausſchuſſes die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten in Stufe III (Gruppe 9 
bis 12 der Beſoldungs ordnung). 
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Wer zum Mitgliede des Ausſchuſſes ge l it und ſich weigert, das Amt an oder bis 
bu Ablaufe ſeiner Wahldauer das Amt weiter zu verſehen oder ſich der Verwaltung des Amts tatſäch— 


lich entzieht, kann durch den Senat mit einer 33 bis zum Höchſtbetrag von 10000 M. belegt 
verden. 


* 8 14. 

€ Das Verfahren und die Entſcheidungen über die Erteilung oder die Verſagung der See 
d gebühren- und ſtempelfrei. Für die Ausfertigung der Genehmigungsurkunden können die gewöhnlichen 

2 Stempel- und Ausfertigungsgebühren erhoben werden. 


8 15. 
Soweit es nach anderen Vorſchriften für den Erwerb von Grundſtücken außerdem noch einer 
beſonderen Genehmigung bedarf, behält es dabei ſein Bewenden, jedoch mit der Maßgabe, daß die Erteilung 
der Genehmigung dem Senat oder, falls er die Genehmigung nicht erteilen will, dem Ausſchuß für die 


Erteilung oder Verſagung der Genehmigung auch in den Fällen übertragen wird, in denen nach auderen 
Geſetzen eine andere Behörde für die Erteilung der Genehmigung zuſtändig iſt. 


8 16. 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu einer Million Mark oder mit einer 
dieſer Strafen wird beſtraft: 

1. wer ohne die erforderliche Genehmigung ein Grundſtück oder einen Grundſtücksteil aufläßt oder 
ſich auflaſſen läßt, ein Erbbaurecht beſtellt oder überträgt oder ſich beſtellen oder übertragen 
läßt, oder einer juriſtiſchen Perſon, einer Geſellſchaft bürgerlichen Rechts oder einer offenen 
Handelsgeſellſchaft den Nießbrauch an einem Grundſtück beſtellt; 

2. wer die bei Erteilung der Genehmigung gemachten Auflagen nicht erfüllt; 

3. wer ein nach der Vorſchrift des § 9 nichtiges Rechtsgeſchäft vornimmt. 

; en 8 17. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft; es findet jedoch feine Anwendung, 
wenn die dingliche Einigung über den Eintritt der Rechtsänderung, insbeſondere die Auflaſſung vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſtattgefunden hat oder das Eigentum in dieſem Zeitpunkte bereits übergegangen iſt. 

Danzig, den 12. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


3 2 Der Senat hat folgende Verordnung beſchloſſen, die hiermit verkündet wird: 


Verorduung 


| . zur Ausführung des Geſetzes betr. Genehmigung zum Erwerb von Grundjtüden, 


Vom 12. Dezember 1922. 


84. 


Anträge auf Erteilung der Genehmigung find ſchriſtlich an den Senat, Abteilung für öffentliche 
Arbeiten, zu richten. 


8 2. 


a 4 Den Anträgen ſind die für die Eintragung im Grundbuch erforderlichen Unterlagen, insbeſondere 


aun und Auflaſſungsverhandlungen beizufügen. Hat eine Beurkundung des obligatoriſchen 
derbsgeſchäfts nicht ſtattgefunden, fo find die Erwerbsbedingungen, insbeſondere der ee 


f . Name und Wohnort des bisherigen Eigentümers anzugeben. 


Aue x ER DEE RETTEN SR Per . 
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e muß er Antrag Aude über Folgendes ae, 

1. Genaue Bezeichnung des Grundſtücks nach Lage, Größe, Nutzungsart, 1 und 
Servisnummer; 

2. ob das Grundstück bebaut oder unbebaut iſt; 

3. bei bebauten Grundſtücken, ob es ſich um ein Wohngebäude, Geſchäftsgebäude oder eine 
Fabrikanlage handelt; 

4. über Beruf, Wohnſitz und Staatsangehörigkeit des Erwerbes; die Staatsangehörigkeit iſt 
durch Vorlegen des Paſſes oder einer anderen behördlichen Beſcheinigung nachzuweiſen; 
Danziger Staatsangehörige haben eine Beſcheinigung ihrer zuſtändigen Polizeibehörde bei⸗ 
zufügen; 

5. über den wirtſchaftlichen Grund des Erwerbs, insbeſondere die Abſicht, in welcher der Er- 
werber des Grundſtücks wirtſchaftlich auszunutzen gedenkt. 


8 3. > 
m In den Fällen der Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks (§ 1 Abſ. 2 des Gofekes) find die 
nach $ 2 erforderlichen Angaben dem Vollſtreckungsgericht zu machen, welches fie dem Senat zugleich 
mit dem Antrage auf Genehmigung zur Erteilung des Zuſchlages vorlegt. 
a Das Vollſtreckungsgericht hat zugleich anzugeben, ob der Meiſtbietende, für den die Genehmi⸗ 
gung beantragt wird, auch der betreibende Gläubiger iſt und ob ihm ein dingliches Recht an dem 
Grundſtück zuſteht, ſowie den Tag der Eintragung des dinglichen Rechts im Grundbuche. 
84. 
Die Erwerber haben dem Antrage eine ſchriftliche Verſicherung beizufügen, daß die Angaben 
gemäß $ 2 der Wahrheit entſprechen und Nebenabreden neben dem beurkundeten Erwerbsgeſchäft, ins⸗ 
beſondere über die Höhe des Erwerbspreiſes nicht getroffen ſind. 


— 


8 5. 

Werden die durch 812 geforderten Angaben in dem Antrage oder im Falle des $ 3 dem Voll- 

ſtreckungsgericht gegenüber nicht oder nicht vollftändig/gemacht, oder erweiſen fie ſich als unrichtig, jo iſt 
die Verſagung der Genehmigung zu gewärtigen. 


86. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 30. Dezember 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


— — 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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